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Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 9. Oktober 1990 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über einige überleitende Maßnahmen 

A. Problem 

Regelung der finanziellen Fragen im Zusammenhang mit dem befri-
steten Aufenthalt in und dem Abzug der sowjetischen Truppen aus 
den am 3. Oktober 1990 beigetretenden Bundesländern und bestimm-
ten Stadtbezirken von Berlin bis spätestens Ende 1994. 

B. Lösung 

— Bereitstellung eines Finanzrahmens von insgesamt 12 Mrd. DM, 
davon 7,8 Mrd. für ein Wohnungsbauprogramm, 3 Mrd. als Beitrag 
zu den Aufenthaltskosten, 1 Mrd. als Beitrag zu den Transport-
kosten und 200 Mio. für ein Umschulungs- und Ausbildungs-
programm. 

— Bereitstellung eines zinslosen Kredits in Höhe von 3 Mrd. DM mit 
einer Laufzeit von 5 Jahren zur Finanzierung des sowjetischen 
Anteils der Aufenthaltskosten. 

— Verfahrensregelungen für die weitere Behandlung des positiven 
Transferrubel-Saldos gegenüber der UdSSR, die Rückgabe der von 
den sowjetischen Streitkräften benutzten Liegenschaften und die 
Auflösung der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellscha ft  Wismut. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

— 12 Mrd. DM für Finanzrahmen, 

— ca. 1,5 Mrd. DM Kreditkosten für zinslosen Kredit in Höhe von 
3 Mrd. DM mit einer Laufzeit von 5 Jahren. 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 9. Oktober 1990 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

über einige überleitende Maßnahmen 

Vom 18. Oktober 1990 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Bonn am 9. Oktober 1990 unterzeichneten 

Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken über einige überleitende Maßnah-
men wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1)Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft . 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 

Artikel 9 in Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 

Bonn, den 18. Oktober 1990 

Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Begründung 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es die politischen Bezie-
hungen des Bundes regelt. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 9 in Kra ft  tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Für den Bund enstehen Kosten in Höhe von 12 Mrd. DM, 
verteilt auf die Jahre 1991 bis 1994, durch Zahlungen an 
die UdSSR. 

Dazu kommen die Kosten für einen zinslosen Kredit mit 
einer Laufzeit von fünf Jahren in Höhe von 3 Mrd. DM an 
die UdSSR, die ca. 1,5 Mrd. DM betragen werden. 

Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über einige überleitende Maßnahmen 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken — 

Im Hinblick auf die Herstellung der staatlichen Einheit Deutsch-
lands, 

unter Bezugnahme auf den Vertrag zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken über die Bedingungen des befristeten Aufenthalts und 
die Modalitäten des planmäßigen Abzugs sowjetischer Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, 

Bezug nehmend auf den Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Entwicklung einer umfassenden Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wi rtschaft, Industrie, Wissenschaft und Technik, 

davon ausgehend, daß die beiderseits anerkannten Prinzipien 
des Vertrauensschutzes für die zwischen der Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken geschlossenen Vereinbarungen 
wichtiges Element für die Fortentwicklung der Zusammenarbeit 
unter Anpassung an marktwirtschaftliche Bedingungen sind, 

in dem Verständnis, daß dieses Abkommen einen weiteren 
konkreten Beitrag im Rahmen der internationalen Bemühungen 
zur Entwicklung der Zusammenarbeit in Europa leistet, der sich im 
Einklang mit den positiven europäischen Prozessen befindet — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß die sowje-
tische Seite auf der Grundlage der entsprechenden Verträge mit 
der Bundesrepublik Deutschland die Kosten und Aufwendungen 
trägt, die mit dem befristeten Aufenthalt der sowjetischen Trup-
pen, ihrer Mitglieder und deren Familienangehörigen 

— im Gebiet der Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen nach dem 
Stand vom 3. Oktober 1990 

— und dem im Sinne dieses Abkommens gleichgestellten Gebiet 
der folgenden Stadtbezirke des Bundeslandes Berlin: Mi tte, 
Prenzlauer Berg, Friedrichshain, Treptow, Köpenick, Lichten-
berg, Weißensee, Pankow, Marzahn, Hohenschönhausen, Hel-
lersdorf nach dem Stand vom 3. Oktober 1990, 

im folgenden „Aufenthaltsgebiet" genannt, verbunden sind. 

(2) Die Vertragsparteien sind übereingekommen, im Zusam-
menhang mit der Einführung der Deutschen Mark als gesetz-
lichem Zahlungsmittel in dem Aufenthaltsgebiet der sowjetischen 
Truppen einen besonderen DM-Überleitungsfonds für die Jahre 
1991 bis 1994 einzurichten. Dieser Fonds dient der Bezahlung 

4 
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von Ausgaben für den Unterhalt und Abzug der sowjetischen 
Truppen, die sich befristet im Aufenthaltsgebiet befinden. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird für diesen 
Fonds im Hinblick auf den Abzug der sowjetischen Truppen, der 
etappenweise spätestens bis zum Ende des Jahres 1994 beendet 
wird, in dem Zeitraum 1991 bis 1994 einen Gesamtbetrag von 
3 000 Millionen Deutsche Mark zur Verfügung stellen. 

!m Jahre 1991 wird von diesem Gesamtbetrag ein Teilbetrag von 
1 200 Millionen Deutsche Mark bereitgestellt. Der verbleibende 
Rest des Gesamtbetrages wird auf die Jahre 1992 bis 1994 
verteilt. Die Jahresbeträge 1992 bis 1994 werden jeweils im 
vierten Quartal des vorhergehenden Kalenderjahres von der 
sowjetischen Seite beantragt. 

Die Höhe der monatlich auszuzahlenden Beträge vom Gesamtbe-
trag eines Kalenderjahrs wird zwischen den zuständigen Stellen 
der Vertragsparteien vereinbart. 

(3) Zur Deckung der Aufwendungen in Deutscher Mark, die die 
sowjetische Seite im Zusammenhang mit dem Unterhalt ihrer 
Truppen selbst trägt, gewährt die deutsche Seite in zwei Tranchen 
einen zinslosen Finanzkredit in Höhe von insgesamt 3000 Millio-
nen Deutsche Mark. Die erste Tranche in Höhe von 2000 Millio-
nen Deutsche Mark wird im Oktober 1990, die zweite Tranche in 
Höhe von 1 000 Millionen Deutsche Mark am 1. Oktober 1991 der 
sowjetischen Seite zur Verfügung gestellt. Die Tilgung der jeweili-
gen Kredittranche wird nach Ablauf von fünf Jahren seit dem 
Zeitpunkt ihrer Inanspruchnahme in Höhe des entsprechenden 
Betrags erfolgen. Das Verfahren für die Gewährung und Tilgung 
des Kredits wird in einem gesonderten Kreditvertrag geregelt. 

(4) Der DM-Überleitungsfonds wird von einer von der Regie-
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken eingesetzten 
Stelle verwaltet. 

Artikel 2 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt für 
den etappenweise erfolgenden Abzug der sowjetischen Truppen 
aus dem Aufenthaltsgebiet 1 000 Millionen Deutsche Mark zur 
Deckung von Transportkosten zur Verfügung. Sie leistet bei 
Bedarf im Rahmen dieser Summe technische Hilfe durch Bereit-
stellung von Schienentransportkapazitäten und -leistungen zu 
den für die deutschen Streitkräfte geltenden Konditionen für den 
endgültigen Abzug der sowjetischen Truppen und ihres Vermö-
gens bis zur sowjetischen Grenze oder zu deutschen Seehäfen, 
einschließlich Umschlagkosten und Hafengebühren, entspre-
chend Anlage 1 Ziffer VI des Vertrags zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken über die Bedingungen des befristeten Aufenthalts und die 
Modalitäten des planmäßigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Die Festlegung der Jahresbeträge und die Auszahlung der 
monatlichen Beträge vom Gesamtbetrag eines jeden Kalender-
jahres wird zwischen den zuständigen Stellen der Vertrags-
parteien vereinbart. 

Artikel 3 
(1) Die deutsche Seite gewährt der sowjetischen Seite mit dem 

Ziel der partiellen Erstattung der Kosten, die der sowjetischen 
Seite bei und nach Abzug der sowjetischen Truppen aus dem 
Aufenthaltsgebiet entstehen, Unterstützung bei der Durchführung 
eines besonderen Zivilwohnungsbauprogramms im europäischen 
Teil der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken für die abzie-
henden sowjetischen Truppen, das von sowjetischer Seite für die 
Jahre 1991 bis 1994 mit dem Ziel der Errichtung von vier Millionen 
Quadratmeter Wohnfläche projektiert ist. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt für die 
Finanzierung dieses Programms in den Jahren 1991 bis 1994 
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insgesamt 7 800 Millionen Deutsche Mark zur Verfügung. Diese 
Mittel sind ausschließlich zweckgebunden für Wohnungsbaupro-
jekte im europäischen Teil der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken in Form der Erweiterung von Städten und stadtähn-
lichen Siedlungen sowie für die Errichtung von vier Hausbaukom-
binaten in den Jahren 1991/92 mit einer Jahreskapazität von je 
100 000 Quadratmeter Wohnfläche einzusetzen. 

Das Verfahren der Einzahlung der von der Regierung der Bundes-
republik Deutschland bereitgestellten Mittel und das Verfahren 
ihrer Inanspruchnahme wird von den Vertragsparteien in einem 
gesonderten Protokoll so geregelt, daß das vorstehend ange-
führte Programm in dem genannten Zeitraum erfüllt werden kann. 

(3) Im Rahmen des von der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland bereitgestellten Finanzvolumens und von Eigenbei-
trägen der sowjetischen Seite können verschiedene Varianten 
des schlüsselfertigen Wohnungsbaus, der Errichtung und Moder-
nisierung von Fertigungskapazitäten für Häuser und Baustoffe 
und der Lieferung von Baumaschinen, Vorrichtungen und Bau-
stoffen durchgeführt werden. Ziel des Programms ist es, eine 
möglichst hohe Anzahl von Wohnungen durch kostengünstige 
Gestaltung zu bauen, indem insbesondere eine Anbindung an 
bereits vorhandene Infrastrukturen erfolgt und alle örtlichen Zulie-
ferungs- sowie Fertigungsmöglichkeiten genutzt werden. 

(4) Die sowjetische Seite gewährleistet die rechtzeitige Durch-
führung des Programms, einschließlich jedweder zuverlässiger 
Planung und der Beibringung der erforderlichen Genehmigungen. 
Sie bestimmt die sowjetische Organisation, die als Auftraggeber 
auftreten wird. 

(5) Es wird ein gemeinsamer Lenkungsausschuß errichtet, der 
auf Ebene der zuständigen Minister mindestens alle sechs 
Monate einmal zusammentrifft. Der Ausschuß und die ihm ange-
hörenden Minister persönlich haben die Aufgabe, den Fortschritt 
und den erfolgreichen Abschluß des Programms unter Berück-
sichtigung der Zielsetzung dieses Abkommens zu fördern. 

Artikel 4 

(1) Die Regierung. der Bundesrepublik Deutschland wird die 
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bei der Verwirklichung von Maßnah-
men der Ausbildung und Umschulung der in die Rese rve entlas-
senen Mitglieder der aus dem Aufenthaltsgebiet in die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken abziehenden sowjetischen 
Truppen sowie ihrer zurückkehrenden Ehegatten und Kinder zur 
Integration in das Arbeitsleben unterstützen. 

(2) Diese Unterstützung soll an bestehende Programme und 
Projekte der Zusammenarbeit, in erster Linie an das vorgesehene 
Wohnungsbauprogramm, anknüpfen. Die Maßnahmen sollen die 
Einführung und Entwicklung der Marktwirtschaft und des Unter-
nehmertums fördern, insbesondere in prioritären Bereichen der 
Volkswirtschaft. 

(3) Alle Programme und Projekte für die Ausbildung und 
Umschulung werden soweit wie möglich auf der Grundlage vor-
handener, nötigenfalls in neuen Einrichtungen der Aus- und Wei-
terbildung von Fach- und Führungskräften in der Regel auf dem 
Gebiet der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken durch-
geführt. 

(4) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt für die 
Durchführung dieser Maßnahmen in den Jahren 1991 bis 1994 
200 Millionen Deutsche Mark zur Verfügung. 

(5) Die Einzelheiten der Durchführung der Ausbildungs- und 
Umschulungsprogramme werden in gesonderten Vereinbarungen 
festgelegt auf der Grundlage einer von sowjetischer Seite erstell-
ten Analyse der Berufs- und Qualifikationsstrukturen der aus dem 
Aufenthaltsgebiet abziehenden Mitglieder der sowjetischen Trup-
pen und ihrer zurückkehrenden Ehegatten und Kinder sowie der 
am sowjetischen Arbeitsmarkt nachgefragten Qualifikationen im 
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Rahmen einer zu diesem Zweck von der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken gebildeten gemischten Arbeitsgruppe. 

Artikel 5 

(1) Mit der Auszahlung der in den Artikeln 1, 2, 3 und 4 dieses 
Abkommens festgelegten Beträge hat die deutsche Seite ihre 
Leistungen im Zusammenhang mit der Finanzierung der Kosten 
des befristeten Aufenthalts und des etappenweise erfolgenden 
Abzugs der sowjetischen Truppen, des Wohnungsbauprogramms 
und der Umschulung erfüllt. 

(2) Die Vertragsparteien können im Laufe der Durchführung 
dieses Abkommens einvernehmlich Umschichtungen zwischen 
den in den Artikeln 1, 2, 3 und 4 genannten Beträgen vornehmen, 
die den Zielen dieses Abkommens nicht widersprechen dürfen. 
Die für den Wohnungsbau vorgesehenen Summen werden nicht 
gekürzt. 

Artikel 6 

(1) Die Vertragsparteien sind sich darin einig, daß entsprechend 
dem Abkommen zwischen der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik und der Regierung der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken über die Wi rtschaftsbeziehungen zwi-
schen der DDR und der UdSSR vom 18. Juli 1990 der Saldo in 
Transferrubel festgestellt wird, der sich auf den laufenden Konten 
der Internationalen Bank für Wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
gebildet hat. 

(2) Die Vertragsparteien werden bis zum 30. Juni 1991 ein 
Verfahren zur Umrechnung des in Absatz 1 genannten Saldos in 
Deutsche Mark oder eine andere konvertible Währung vereinba-
ren. Die Vertragsparteien beginnen auf dieser Basis Verhandlun-
gen über eine Schuldenregelung dahin gehend, daß daraus in den 
kommenden fünf Jahren der sowjetischen Seite keine übermäßi-
gen zusätzlichen finanziellen und wi rtschaft lichen Belastungen 
entstehen, sowie darüber, wie diese Schuld nach Ablauf dieser 
Frist getilgt wird. 

Artikel 7 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, daß die Bestimmung 
des Bestands und des Wertes der mit Mitteln der sowjetischen 
Seite gebauten und auf den den sowjetischen Truppen im Aufent-
haltsgebiet zur Nutzung zugewiesenen Liegenschaften zurück-
bleibenden unbeweglichen Vermögenswerte der sowjetischen 
Truppen, deren Besitzer die sowjetische Seite ist, durch eine 
eigens einzusetzende deutsch-sowjetische Kommission erfolgen 
soll. Sie bestimmt auch die A rt  und Weise der Verwertung dieser 
Vermögenswerte. 

(2) Dabei geht die Kommission von folgendem aus: 

a) Die Verwertung der Vermögenswerte erfolgt zu Bedingungen 
des Marktes. Dabei werden Vorschläge der sowjetischen 
Seite geprüft. Ist der Vermögenswert für die deutschen Behör-
den von Interesse, erfolgt die Wertermittlung nach den für die 
Bundesbehörden geltenden Vorschriften. 

b) Die Kommission entscheidet auch über mögliche Schadens-
ersatzansprüche und andere mögliche Ansprüche im Zusam-
menhang mit der Nutzung der zu übergebenden Liegenschaf-
ten. 

c) Die Kommission arbeitet auf paritätischer Grundlage und gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

(3) Soweit der Betrag der nach Absatz 2 Buchstabe a ermittel-
ten Restwerte den Betrag der nach Absatz 2 Buchstabe b ermittel-
ten Schäden übersteigt, erhält die sowjetische Seite den über-
schießenden Betrag. Soweit die Schäden die Restwerte überstei-
gen, ist die Differenz der deutschen Seite zu erstatten. Die finan-
zielle Abrechnung einschließlich Zinsen soll durchgeführt werden, 
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sobald die Vermögenswerte verwertet und alle mit ihrer Nutzung 
zusammenhängenden Schäden reguliert  worden sind. 

(4) Bis zur Übergabe gemäß Artikel 8 des Vertrags zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken über die Bedingungen des befristeten 
Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs sowjeti-
scher Truppen aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
stehen die Liegenschaften den sowjetischen Truppen zu den 
geltenden Bedingungen zur weiteren Nutzung zur Verfügung. 

Artikel 8 

(1) Die Geschäftstätigkeit der Sowjetisch-Deutschen Aktien-
gesellschaft  Wismut wird mit Wirkung vom 1. Januar 1991 ein-
gestellt. Die Liquidation erfolgt in Übereinstimmung mit dem 
Abkommen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die 
Fortsetzung der Tätigkeit der SDAG Wismut vom 7. Dezember 
1962. 

(2) Die gemeinsame Arbeitsgruppe der Aktionäre der SDAG 
Wismut erarbeitet ein Verfahren zur Regelung der Fragen, die im 
Zusammenhang mit der Einstellung der Geschäftstätigkeit der 
Gesellschaft auftreten, auf der Grundlage der sich auf die SDAG 
Wismut beziehenden geltenden Vertragsdokumente, und legt bei-
den Regierungen ihre Vorschläge vor. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kra ft, an dem die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regierung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken einander mit-
geteilt haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Vorausset-
zungen für sein Inkrafttreten erfüllt sind. 

Geschehen zu Bonn am 9. Oktober 1990 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Theo Waigel 

Für die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
Wladislaw P. Terechow 
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Denkschrift zum Abkommen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über einige überleitende Maßnahmen 

Allgemeines 

Das deutsch-sowjetische Abkommen über einige überlei-
tende Maßnahmen regelt insbesondere die finanziellen 
Fragen im Zusammenhang mit dem befristeten Aufenthalt 
und dem Abzug der sowjetischen Truppen, die sich im 
Gebiet der Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen nach 
dem Stand vom 3. Oktober 1990 und dem im Sinne dieses 
Abkommens gleichgestellten Gebiet der folgenden Stadt-
bezirke des Bundeslandes Berlin: Mi tte, Prenzlauer Berg, 
Friedrichshain, Treptow, Köpenick, Lichtenberg, Weißen-
see, Pankow, Marzahn, Hohenschönhausen, Hellersdorf 
nach dem Stand vom 3. Oktober 1990 (Aufenthaltsgebiet) 
aufhalten. Das Abkommen ist einer von 4 Verträgen zur 
umfassenden Neugestaltung der Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland zur Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken nach der deutschen Einigung. Bei den 
drei anderen Verträgen handelt es sich um den „Vertrag 
über gute Nachbarschaft, Pa rtnerschaft  und Zusammen-
arbeit", den „Vertrag über die Bedingungen des befristeten 
Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs 
der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der Bundes-
republik Deutschland" und den „Vertrag über die Entwick-
lung einer umfassenden Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wi rtschaft , Industrie, Wissenschaft und Technik". 

Das Abkommen sieht vor, daß die Bundesrepublik 
Deutschland einen Beitrag zu den Kosten für den befriste-
ten Aufenthalt und den Abzug der sowjetischen Truppen 
aus der Bundesrepublik Deutschland, der bis spätestens 
1994 beendet sein wird, leistet. Es schafft darüber hinaus 
die Voraussetzungen für ein umfangreiches Wohnungs-
bauprogramm für die zurückkehrenden Soldaten und 
deren Familienangehörigen sowie für ein Umschulungs-
und Ausbildungsprogramm. 
Für diese Maßnahmen wird von deutscher Seite ein 
Finanzrahmen von insgesamt 12 Mrd. DM zugesagt. Dar-
überhinaus sieht das Abkommen vor, die Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken bei der Finanzierung ihres 
Anteils an den Aufenthaltskosten durch einen zinslosen 
Kredit in Höhe von 3 Mrd. DM mit einer Laufzeit von 
5 Jahren zu unterstützen. 
Der Vertrag legt fest, daß mit der Auszahlung der verein-
barten Beträge die deutschen Leistungen erbracht sind. 
Die Auszahlungsmodalitäten werden so gestaltet, daß 
eine zweckgebundene und den Programmfortschritten 
entsprechende Verwendung der Mittel gewährleistet ist. 
Mit dem Überleitungsabkommen ist deshalb ein klar kalku-
lierbarer Finanzbeitrag der Bundesrepublik Deutschland 
im Zusammenhang mit dem beschlossenen Abzug der 
sowjetischen Truppen von deutschem Gebiet bis späte-
stens Ende 1994 vereinbart. 
Das Überleitungsabkommen steht vor dem Hintergrund 
der deutschen Einheit und der Rückgewinnung der vollen 
Souveränität Deutschlands. Die finanziellen Leistungen 
sind gleichzeitig ein substantieller deutscher Beitrag für die 

Verwirklichung der marktwirtschaftlichen Reformmaßnah-
men in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
müssen auch im Rahmen der internationalen Hilfsmaß-
nahmen gesehen werden. Das Abkommen ist eine Investi-
tion in die deutsche und europäische Zukunft und schafft 
die Voraussetzungen für eine neue Qualität der Beziehun-
gen und der Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und leistet auch einen wichtigen Beitrag 
zur Oberwindung der Trennung Europas. 

Neben den finanziellen Regelungen enthält das Abkom-
men noch Verfahrensvorschriften für die Feststellung des 
Bestands und Wertes der mit Mitteln der sowjetischen 
Seite im Aufenthaltsgebiet der sowjetischen Truppen 
errichteten Gebäude und Anlagen sowie zur Feststellung 
deutscher Schadenersatzansprüche, insbesondere aus 
Umweltschäden an den genutzten Liegenschaften und 
der Verrechnung gegenseitiger Ansprüche. Das Abkom-
men enthält außerdem Regelungen für die weitere 
Behandlung des deutschen Transferrubelüberschusses 
aus dem Warenverkehr mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken sowie für die Auflösung der Sowjetisch-
Deutschen Aktiengesellschaft  Wismut, die zum 1. Januar 
1991 ihre Tätigkeit einstellen wird. 

Besonderes 

Erläuterungen des Abkommens im einzelnen 

Präambel 
Die Präambel stellt das Abkommen in die politischen und 
rechtlichen Zusammenhänge. 
Absatz 1 verweist auf die Herstellung der Einheit Deutsch-
lands. Die Absätze 2 und 3 nehmen Bezug auf den Aufent-
halts- und Abzugsvertrag sowie auf den Vertrag über die 
umfassende Zusammenarbeit im wi rtschaftlichen und 
technologischen Bereich. 
In Absatz 4 wird das beiderseits anerkannte Prinzip des 
Vertrauensschutzes bekräftigt und in Absatz 5 der Beitrag 
des Abkommens zur Zusammenarbeit in Europa hervorge-
hoben. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung geht von dem Grundsatz aus, daß die 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken die uneinge-
schränkte Verantwortung trägt für die finanziellen Lasten, 
die mit dem Aufenthalt ihrer Streitkräfte im Aufenthaltsge-
biet verbunden sind. Für den Aufenthalt und den Abzug 
der sowjetischen Truppen, der spätestens bis zum Ende 
des Jahres 1994 abgeschlossen sein wird, stellt die Bun-
desrepublik Deutschland einen Betrag von 3 Mrd. DM zur 
Verfügung. Die Mittel werden in einen zu diesem Zweck 
einzurichtenden DM-Überleitungsfonds eingezahlt, der 
von der sowjetischen Seite verwaltet wird. Im Jahr 1991 
wird hiervon ein Betrag von 1,2 Mrd. DM bereitgestellt, der 
in noch zu vereinbarenden monatlichen Teilbeträgen 
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abgerufen werden kann. Die Jahresbeträge für 1992, 1993 
und 1994 werden jeweils im letzten Quartal des Vorjahres 
beantragt. 
Um die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, die 
nach der Einführung der DM im Aufenthaltsgebiet der 
sowjetischen Truppen die Kosten für den Aufenthalt ihrer 
Truppen in konvertibler Währung aufbringen muß, bei der 
Aufbringung ihres Anteils an den Aufenthaltskosten zu 
unterstützen, gewährt die Bundesrepublik Deutschland 
einen zinslosen Kredit in Höhe von insgesamt 3 Mrd. DM 
mit einer Laufzeit von 5 Jahren, der in 2 Tranchen ausge-
zahlt wird, 2 Mrd. DM im Oktober 1990 und 1 Mrd. DM im 
Oktober 1991. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung sieht vor, daß die Bundesrepublik 
Deutschland für den Abzug der sowjetischen Truppen 
einen Betrag in Höhe von 1 Mrd. DM für Transportkosten 
bereitstellt. Im Rahmen dieser Summe kann auch techni-
sche Hilfe durch Bereitstellung von Schienentransportka-
pazitäten und -leistungen zur Verfügung gestellt werden, 
deren Kosten auf die Gesamtsumme von 1 Mrd. DM 
angerechnet wird. 
Diese Unterstützung liegt auch im deutschen Interesse, 
um eine Verzögerung des Abzugs durch technische 
Schwierigkeiten zu vermeiden und Schäden an der Ver-
kehrsinfrastruktur sowie Belastungen für die Umwelt mög-
lichst gering zu halten. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung schafft die Voraussetzungen für einen 
deutschen Beitrag in Höhe von 7,8 Mrd. DM zu einem 
Wohnungsbauprogramm in der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, das der Unterbringung der dorthin 
zurückkehrenden Soldaten dienen soll. Vom Umfang des 
Betrags und von der Bedeutung her liegt hier der Schwer-
punkt des Abkommens. 
Die bestehenden Wohnungsversorgungsprobleme in der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken werden durch 
die Rückkehr der in der Bundesrepublik Deutschland sta-
tionierten Soldaten, deren Anzahl unter Einschluß der zivi-
len Mitarbeiter und der Familienangehörigen etwa 600 000 
Personen umfaßt, noch verschärft. 

Der deutsche Beitrag zu dem Wohnungsbauprogramm 
erleichtert der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
die Unterbringung der zurückkehrenden Soldaten und 
ihrer Familienangehörigen und unterstützt damit einen 
schnellen und geordneten Abzug der sowjetischen Trup-
pen. Gleichzeitig ist er aber auch ein wichtiger Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen in der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken. 
Das sowjetische Wohnungsbauprogramm sieht für die 
Jahre 1991 bis 1994 die Errichtung von 4 Mio. m2  Wohnflä-
che (etwa 72 000 Wohnungen) vor. Die sowjetische Seite 
geht davon aus, daß mit dem deutschen Beitrag etwa die 
Hälfte des Programms, einschließlich der Lieferung von 4 
Wohnungsbaukombinaten in den Jahren 1991 und 1992 
mit einer Jahreskapazität von jeweils 100 000 m 2, finan-
ziert werden kann. 
In welchem Umfang der deutsche Beitrag verwandt wer-
den soll für den Bau von schlüsselfertigen Wohnungen, die 
Errichtung von neuen und die Modernisierung von bereits 
vorhandenen sowjetischen Fertigungskapazitäten für Häu- 

ser und Baustoffe und für die Lieferung von Baumaschi-
nen, Vorrichtungen und Baustoffen ist im einzelnen noch 
festzulegen. 
Ziel des Wohnungsbauprogramms ist es, mit dem zur 
Verfügung stehenden Betrag innerhalb des vorgesehenen 
Zeitraums möglichst viele Wohnungen zu bauen. Deshalb 
ist keine starre Vereinbarung über die Lieferung von 
schlüsselfertigen Wohnungen getroffen worden. Vielmehr 
besteht die Möglichkeit, innerhalb des zugesagten Finanz-
rahmens verschiedene kostengünstige Gestaltungsmög-
lichkeiten zu wählen und zu kombinieren, die z. B. eine 
Anbindung an bereits vorhandene Infrastrukturen oder die 
Einbeziehung von örtlichen Zulieferungs- und Fertigungs-
möglichkeiten vorsehen. Einsparungen durch solche Maß-
nahmen führen dann zu einer Erhöhung der Gesamtzahl 
der Wohnungen. 

Bei der Durchführung dieses Wohnungsbauprogramms 
wird auch geprüft werden, inwieweit unausgelastete Bau-
kapazitäten in den am 3. Oktober 1990 beigetretenen 
Bundesländern und bestimmten Stadtbezirken von Berlin 
und die dort  vorhandenen Erfahrungen mit dem Woh-
nungsbau in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken genutzt werden können. 

Die von der Bundesrepublik Deutschland bereitgestellten 
finanziellen Mittel sind ausschließlich für Wohnungsbau-
projekte festgelegt und entsprechend einzusetzen. Ange-
sichts des relativ kurzen Zeitrahmens für das gesamte 
Wohnungsbauprogramm muß eine zügige Planung und 
Durchführung gewährleistet sein. Daher wurde vereinbart, 
einen Lenkungsausschuß zu schaffen, der den Fortgang 
des Projekts bewe rten und mindestens alle 6 Monate auf 
Ministerebene zusammentreten wird. 

Zu Artikel 4 
Die Bestimmung sieht einen Beitrag der Bundesregierung 
in Höhe von 200 Mio. DM für die Jahre 1991 bis 1994 zur 
Unterstützung sowjetischer Maßnahmen zur Umschulung 
der in ihre Heimat zurückkehrenden sowjetischen Militär-
angehörigen sowie deren Ehefrauen und Kinder für zivile 
Berufe vor. Wie das Kooperationsprogramm im Bereich 
des Wohnungsbaus (Artikel 3) reiht sich auch dieses Pro-
gramm ein in die Stärkung unserer langfristigen Wi rt

-schaftsbeziehungen mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. Beim Kreis der auszubildenden sowjeti-
schen Militärangehörigen ist in erster Linie an Zeitsoldaten 
und Zeitoffiziere der mittleren Ränge gedacht. Die Ausbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen sollen auf sowjeti-
schen Wunsch in der Regel in der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken durchgeführt werden. Die Mög-
lichkeit, Maßnahmen im Aufenthaltsgebiet der sowjeti-
schen Truppen durchzuführen, wurde jedoch offengehal-
ten. In Betracht kommen unter anderem die Beratung 
sowjetischer Stellen, die Ausbildung von Ausbildem und 
die Erarbeitung von Lehrplänen. Inhaltlich soll an beste-
henden Programme, vorrangig an das Wohnungsbaupro-
gramm, angeknüpft werden. Die Maßnahmen sollen 
soweit wie möglich in vorhandenen, nötigenfalls in neuen 
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung von Fach- und 
Führungskräften durchgeführt werden. Es ist auch festge-
legt, daß die Umschulungsmaßnahmen, die Einführung 
und Entwicklung der Marktwirtschaft und des Untemeh-
mertums in der Sowjetunion fördern sollen, insbesondere 
in prioritären Bereichen der Volkswirtschaft. 
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Zur Begleitung des Umschulungsprogramms auf Regie-
rungsebene und für die Festlegung von Einzelheiten wird 
eine gemischte deutsch-sowjetische Arbeitsgruppe ge-
bildet. 

Zu Artikel 5 
Die Bestimmung stellt klar, daß das Abkommen die finan-
ziellen Leistungen der Bundesrepublik Deutschland im 
Zusammenhang mit dem Aufenthalt und dem Abzug der 
sowjetischen Truppen aus ihrem Aufenthaltsgebiet 
abschließend regelt. Diese eindeutige Begrenzung der 
deutschen Leistungen stellt sicher; daß der Finanzbeitrag 
der Bundesrepublik Deutschland kalkulierbar bleibt. 

Weiterhin ist vorgesehen, daß die einzelnen Beträge inner-
halb des Finanzrahmens auch umgeschichtet werden kön-
nen. Ausgenommen hiervon sind lediglich die für den 
Wohnungsbau vorgesehenen Mi ttel. Im Falle eines vorzei-
tigen Abzugs der sowjetischen Truppen können aber die 
eingesparten Aufenthaltskosten für den Wohnungsbau 
verwandt werden. Damit wird die Priorität des Wohnungs-
bauprogramms deutlich erkennbar. 

Zu Atikel 6 
Die Bestimmung regelt das Verfahren zur Behandlung 
des positiven Transferrubel-Saldos der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. Diese Forderungen sind entstanden 
durch Exportüberschüsse der Unternehmen aus den am 3. 
Oktober 1990 beigetretenen Bundesländern und bestimm-
ten Stadtbezirken von Berlin gegenüber der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken. Die Feststellung des 
Saldos soll nach einem Abkommen der Deutschen Demo-
kratischen Republik mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken vom 18. Juni 1990 per 31. Dezember 
1990 erfolgen. Bis zum 30. Juni 1991 soll ein Verfahren zur 
Umrechnung des Transferrubel-Saldos in Deutsche Mark 
oder in eine andere konvertible Währung vereinbart wer-
den. 
Mit Rücksicht auf die zunehmenden wi rtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Zuge des Reformprozesses in der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken hat die Bun-
desregierung bereits ihre Bereitschaft erklärt, eine Schul-
denregelung vorzusehen, die für die Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken in den kommenden fünf Jahren 
keine übermäßigen zusätzlichen finanziellen und wirt-
schaftlichen Belastungen verursacht. 

Zu Artikel 7 
Die Bestimmung regelt die Feststellung der Vermögens-
werte der sowjetischen Truppen in ihrem Aufenthaltsgebiet 
und deren Verrechnung mit möglichen Schäden, insbe-
sondere Umweltschäden, an den genutzten Liegenschaf-
ten. 
Auf diesen Liegenschaften, die den sowjetischen Truppen 
entsprechend den Bestimmungen des Vertrages über die 
Bedingungen des befristeten Aufenthalts und die Modalitä-
ten des planmäßigen Abzugs der Sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland weiter-
hin zur Verfügung stehen, befinden sich auch Gebäude 
und Anlagen militärischer und nichtmilitärischer A rt  (Flug-
plätze, Kasernen, Krankenhäuser, Werkstätten, Lagerhal-
len), die mit sowjetischen Mitteln gebaut worden sind. 
Nach Übergabe der Liegenschaften soll eine Bestandsauf

-

nahme und eine Bewertung dieser Vermögenswerte durch 
eine paritätisch besetzte Kommission erfolgen. Die Korn-
mission soll auch die A rt  und Weise der Verwertung der 
Vermögenswerte bestimmen. Ein Verwertungserlös steht 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken als Besit-
zer der Vermögenswerte nur zu, wenn der Restwert höher 
ist als die Schäden, die auf den zurückgegebenen Liegen-
schaften festgestellt werden. Damit folgt die Regelung in 
ihrer Struktur der Regelung, die in Artikel 52 des Zusatz-
abkommens zum NATO-Truppenstatut für Restwerte der 
alliierten Streitkräfte vereinbart worden ist. 
Die sowjetische Seite kann für die Verwertung der aus 
ihren Mitteln errichteten Gebäude und Anlagen Vorschläge 
unterbreiten, die in der Kommission geprüft werden. 
Die Verwertungsbefugnis liegt jedoch nicht bei der Korn-
mission. 
Besteht ein Interesse deutscher Behörden an dem zurück-
gebliebenen Vermögenswert (z. B. bei militärischen An-
lagen), so wird der maßgebliche Restwert nach den We rt

-ermittlungsvorschriften des Bundes ermittelt. 
Weiterhin ist geregelt, daß die Liegenschaften einschließ-
lich der Vermögenswerte bis zu ihrer nach dem Abzugs-
vertrag vorgesehenen Übergabe den sowjetischen Trup-
pen weiterhin zur Nutzung zu den geltenden Bedingungen 
zur Verfügung stehen. 

Zu Artikel 8 
Die Bestimmung regelt die Einstellung der Geschäftstätig-
keit der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellscha ft  Wismut 
(SDAG Wismut). 
Aktionäre der SDAG Wismut sind jeweils zu 50 % das 
Bundesministerium für Wi rtschaft  (seit dem 3. Oktober 
1990) und das Ministerium für Atomenergie und Atomwirt-
schaft der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. 
Rechtsgrundlage der Geschäftstätigkeit ist das Abkom-
men vom 7. Dezember 1962. Das Abkommen schreibt 
auch die finanziellen Verpflichtungen beider Seiten fest. 
Die nach Artikel 12 des Einigungsvertrags vorgesehene 
Festlegung hinsichtlich des Übergangs der Verträge zwi-
schen der früheren Deutschen Demokratischen Republik 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken betref-
fend die Wismut-AG ist noch nicht getroffen worden. 
Die Aktionäre haben bereits Einvernehmen darüber erzielt, 
die Geschäftstätigkeit der SDAG Wismut mit Wirkung vom 
1. Januar 1991 einzustellen. 
Eine gemeinsame Arbeitsgruppe der Aktionäre soll den 
beiden Regierungen Vorschläge unterbreiten für ein Ver-
fahren zur Regelung der Fragen, die im Zusammenhang 
mit der Einstellung der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft 
auftreten. Grundlage hierfür sollen die geltenden Vertrags-
dokumente sein, die auch eine paritätische Aufteilung der 
Kosten vorsehen. 

Zu Artikel 9 
Das Abkommen steht unter dem Vorbehalt der Ratifika-
tion. 
Es tritt an dem Tag in Kra ft, an dem die Bundesrepublik 
Deutschland und die UdSSR einander mitgeteilt haben, 
daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

 




